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3 Vermeidung von unangenehmen Folgen, welche aus einer unterlaſſenen oder verſpäteten Ans 
meldung der bei dem Grund- oder Gebäudebeſitz eingetretenen Veränderungen für die Eigenthümer entſtehen, 
finden wir uns veranlaßt, die darüber ergangenen Vorſchriften in aller Kürze zuſammen zu ſtellen und noch 
einmal zur öffentlichen Kenntniß zu bringen: 5 i 

I. Vorſchriften über die Anmeldungen von Veränderungen bei der 
Grundſteuer⸗ Verwaltung. 5 60 
Veränderungen, welche angemeldet werden müſſen. 

1. Um die Flurbücher, Mutterrollen und Karten bei der Gegenwart zu erhalten, müſſen alle Ver⸗ 

änderungen, welche dadurch entſtehen, daß 2 

a. in den Eigenthumsverhältniſſen der Grundſtücke ein Wechſel eintritt, 

b. bisher grundſteuerfreie Grundſtücke in die Klaſſe der grundſteuerpflichtigen übergehen oder umgekehrt, 
6. beſteuerungsfähige Ländereien neu entſtehen oder N 
d. bereits beſteuerte untergehen oder bleibend ertragsunfähig werden, 

durch die Grundeigenthümer dem Fortſchreibungsbeamten des Kreiſes ſchriftlich oder protokollariſch angezeigt 
und die zur Berichtigung der gedachten Bücher ꝛc. erforderlichen Unterlagen beigebracht werden, widrigenfalls 
die Herbeiſchaffung der letzteren auf Koſten der verpflichteten Grundeigenthümer bewirkt wird. 


Nähere Beſtimmungen über die Anmeldung. 
Im Allgemeinen. 

2. Laſſen ſich die Grundeigenthümer bei der Anmeldung der Veränderungen durch einen Bevollmächtig— 
ten vertreten, ſo muß die dieſerhalb auszuſtellende Vollmacht, ſofern ſie keine Generalvollmacht iſt, die vor— 
zunehmende Handlung beſtimmt ausdrücken, auch muß die Unterſchrift, wenn die Urkunde weder eine ge— 
richtliche noch notarielle iſt, von einer öffentlichen Behörde oder von einem zur Führung eines Dienſtſiegels 
berechtigten Beamten unter Beidrückung des Dienſtſiegels beglaubigt ſein. 

3. Bei der Anmeldung müſſen diejenigen Grundſtücke, bei denen Veränderungen vorgekommen ſind, 
genau nach den Nummern des Flurbuchs und den Artikeln der Mutterrolle oder doch ſo bezeichnet werden, 
daß unzweifelhaft das gemeinte Grundſtück feſtgeſtellt werden kann; außerdem iſt Name, Vorname, Stand 
und Wohnort des Grundeigenthümers anzugeben; bei Eigenthumsveränderungen iſt außer dem bisherigen 
auch noch der neue Eigenthümer anzugeben. 

Speziell. 
Bei Eigenthums ver änderungen. 
1. Bei Anmeldung der Eigenthumsveränderungen ad I. 1. a. hat der Erwerber entweder 
a. gerichtliche oder notarielle Urkunden, oder eine von einer öffentlichen Behörde oder von einem zur Füh⸗ 
rung eines Dienſtſiegels berechtigten Beamten unter Beidrückung des Dienſtſiegels beglaubigte Erklä— 
rung des in der Mutterrolle eingetragenen Eigenthümers vorzulegen, daß er in die Fortſchreibung des 
Grundſtücks auf den Namen des Erwerbers willige oder x 
b. den in der Mutterrolle eingetragenen Eigenthümer Behufs Einwilligung in die Fortſchreibung mit zur 
Stelle zu bringen. In 
5. Iſt der unmittelbare Vorbeſitzer nicht zu erlangen, fo muß eine Beſcheinigung des Gemeindevor⸗ 
ſtandes beigebracht werden, daß der Anmeldende das betreffende Grundſtück wirklich in Beſitz hat. 

6. Behauptet der in der Mutterrolle eingetragene Eigenthümer eines Grundſtücks, daß derſelbe darin 
zu Unrecht auf ſeinen Namen eingetragen ſtehe, oder daß das Eigenthum an demſelben auf einen Dritten 
übergegangen ſei, und vermag er weder den neuen Erwerber reſp. den gegenwärtigen Beſitzer vor den Fort⸗ 
ſchreibungsbeamten zu geſtellen, noch deſſen beglaubigte ſchriftliche Genehmigung zur Umſchreibung des Grund⸗ 
ſtücks beizubringen, ſo muß derſelbe entweder durch Vorlegung gerichtlicher oder notarieller Urkunden den 
Nachweis führen, daß das Eigenthum an dem betreffenden Grundſtück auf den von ihm bezeichneten Er⸗ 
werber übergegangen ſei, oder durch eine Beſcheinigung des Ortsvorſtandes nachweiſen, wer das betreffende 
Grundſtück in Beſitz habe. ä Wut ee 

N Speziell. 


Bei Beſtands veränderungen. 
7. Bei den Anmeldungen der Beſtandsveraͤnderungen, alſo aller vorſtehend sub 1. (bee und d) ge 
dachten Fälle ſind anzugeben: 


BE 


a ne Verhältniſſe, durch welche die betreffenden Grundſtücke grundſteuerfrei ergehen 
nen entſtanden oder untergegangen oder bleibend ertragsunfähig geworden ſind, 

b. der Mot, in welchem. Diele. Veränderungen eingetreten ſind. 

I’ Folgen der unterlaſſenen Anmeldung. f 
g Bei Eigenthumsveränderungen. 

8. Iſt die A . von dem Wechſel in dem Eigenthum nicht erfolgt, ſo iſt der ſeitherige Eigenthümer 
verpflichtet, die veranlagte Grundſteuer bis für den Monat einſchließlich fort zu entrichten, in welchem die 
zur Fortſchreibung erforderliche Anzeige geſchieht, ohne daß dadurch der neue Beſitzer von der auch ihm ob— 
liegenden Verhaftung für die Grundſteuer entbunden wird. 

. Bei Beſtands veränderungen. 

1 9. ‚Sit die Anzeige von einer Aenderung unterlaſſen, welche die Steuerpflichtigkeit oder die Steuer⸗ 
erhöhung eines Grundf ücks bedingt, ſo wird die neue oder erhöhte Grundſteuer vom erſten Tage des Mo— 
nats ab nacherhoben, welcher auf den Monat folgt, in welchem die Veränderung eingetreten iſt. 

130. Iſt die Anzeige von einer Aenderung unterlaſſen, welche eine Steuerverminderung oder die Freiheit von 
Steuer begründet, ſo wird die Steuer bis für den Monat einſchließlich forterhoben, in welchem die Anzeige erfolgt. 


II. Vorſchriften über die Anmeldungen von Veränderungen bei der 
Gebäudeſteuer⸗ Verwaltung. 
Veränderungen, welche angemeldet werden müſſen. 
1. Um die Gebäudeſteuerrollen bei der Gegenwart zu sehakten, find alle Veränderungen, welche dadurch 
Ae daß ö i 
a. in den Eigenthumsverhältniſſen der Gebäude ein Wechſel eintritt, 
b. bisher ſteuerpflichtige Gebäude in die Klaſſe der ſteuerfreien übergehen und umgekehrt, 
0. Gebäude durch Veränderung ihrer Beſtimmung und der im 85 zu 15) des Geſetzes bezeichneten Klaſſe 
in die im § 5 zu 2°) des Geſetzes bezeichnete Gebäudeklaſſe übergehen und umgekehrt, f 
d. beſteuerte Gebäude durch Veränderung in ihrer Subſtanz, namentlich durch das Aufſetzen oder Abnehmen eines 
Stockwerks, durch Anbauen oder Abbrechen eines Gebäudetheils an Nutzungswerth gewinnen oder verlieren, 
e. beſteuerte Gebäude durch Vergrößerung der dazu gehörigen Hofräume oder Hausgärten an Nutzungs⸗ 
werth gewinnen, oder durch gänzliche oder theilweiſe Abtrennung der dazu gehörigen Hofräumen oder 
Hausgärten an Nutzungswerth verlieren, 
I. Gebäude neu entſtehen oder gänzlich eingehen, 
durch die Eigenthümer oder Nutznießer der Gebäude dem Fortſchreibungsbeamten des greiſes ſchriftlich oder 
Würd anzuzeigen, und die zur Berichtigung der Gebäudeſteuerrollen erforderlichen Nachrichten beizubringen. 
Die allgemeinen Beſtimmungen über die Anmeldung dieſer Veränderungen, ſowie die 5 
NER über Eigenthumsveränderungen find dieſelben, wie die vorſtehend sub I. 2 bis 6 für die 
Grundſtenerverwaltung angegebenen. 
Spezielle Beſtimmungen über die Anmeldung. 8 
Bei Beſtandsveränderungen und zwar: 
Bei Veränderung der Steuerpflichtigkeit. 
3. Bei dh Anmeldungen der Beſtandsveränderungen, alſo aller vorſtehend sub II. ih , d. e. aufs 
geführten Fälle find anzugeben: 
ad b. Diejenigen Verhältuiſſe, auf welche für die betreffenden Gebäude der Anſpruch auf Steuerfreiheit ge⸗ 
gründet wird, oder durch welche die betreffenden Gebäude die, die Steuerfreiheit bedingenden Eigenſchaften 
verloren haben, und der Zweck, zu welchem die Gebäude gegenwärtig benutzt werden; ferner der Zeitpunkt, 
in welchem die Verhältniſſe eingetreten ſind, und von welchem ab die Steuerfreiheit beanſprucht wird. 
Uebergang der Gebäude aus einer Klaſſe in die andere. 
ad c. die Beſtimmung, welche die betreffenden Gebäude erhalten haben; ferner der Monat, in welchem 
die Veränderungen in der Beſtimmung eingetreten ſind, und ob dabei eine Veränderung in der baulichen 
Beſchaffenheit der Gebäude ſtattgefunden hat, 
Veränderung der Subſtanz. 
ad d. welche Veränderung in der Subſtauz ſtattgefunden hat, und in welchem Monat das Abnehmen eines 
Stockwerks oder das Abbrechen eines Gebäudetheils, und in welchem Jahre das Aufſetzen eines Stock— 
werks oder der Anbau eines Gebäudetheils ſtattgefunden hat, 
Veränderung der Hofräume und Hausgärten. 
ad e. die nunmehrige ungefähre Ausdehnung des Hofraums oder Hausgartens; in welchem Monat die 
gaͤnzliche oder theilweiſe Abtrennung der Hofräume oder Hausgärten, oder in welchem Jahre die Ver- 
größerung der Hofräume oder des Hausgartens ſtattgefunden hat; ferner zu welchem Zweck der zur Ver⸗ 
größerung des Hofraums oder Hausgartens verwendete Grund und Boden bisher benutzt worden iſt, oder 
der bisher als Hofraum oder Hausgarten verwendete Grund und Boden nunmehr benutzt wird, und unter 
welcher Nummer der Gemarkungskarte die betreffenden Grundſtücke in das Flurbuch und die Grund⸗ 
ſteuermutterrollen eingetragen ſind, 
Bei Neubauten oder ganzem Abbruch. 
ad f. bei Neubauten, für welchen Zweck dieſe neuen Gebäude benutzt, und ob für dieſelben Anſprüche auf 
Steuerfreiheit oder auf Beſteuerung mit zwei vom Hundert des Nutzungswerths erhoben werden. Der 


* § 5 1 des Geſetzes lautet: Die Steuer beträgt jährlich für Gebäude, welche vorzugsweiſe zum Bewohnen und nur in An⸗ 
ſehung einzelner Räume zu gewerblichen Zwecken, z. B. zu Kauf und Kramläden, Werkſtätten u. ſ. w. benutzt werden, ferner 
für Schauspiel, Ball-, Bades, Geſellſchaftshäuſer und ähnliche Gebäude, Vier vom Hundert des Nutzungswerthes. 

5) 8 5 2 des Geſetzes lautet: Die Steuer beträgt jährlich für ſolche Gebäude, welche ausſchließlich oder vorzugsweiſe zum Ge⸗ 
werbebetriebe dienen, namentlich für Fabriken und Manufacturgebäude, Ziegel-, Kalk- und En Brennereien, für Brennereien 
und ran ee für Hammer- und Hüttenwerke, Schmieden und Schmal öfen, Dampf⸗ 2 i Waſſer⸗ und Windmühlen, 
desgleichen für ſolche nicht zur Benutzung für din Landwirthſchaft und Gab: en- beſtimmte Kelker, Speicher, Memiſen, Scheunen 


e 15 eh * 1 sa * * . 9 et. Net, a N ar end 
E TR RE 1 1 e ee eee We eee ee URS INS RS N 


ur s 5 8 @ 


— 135 — 


„Anmeldung iſt eine Beſcheinigung der Ortsbehörde darüber beizubringen, in welchem Kalenderjahre die 
betreffenden Gebäude bewohnbar oder nutzbar geworden ſind; ferner ob dieſelben auf einer, reſp. welcher 
mit Gebäuden bereits beſtandenen Beſitzung und ob dieſelben auf bisher bereits als Hofraum oder Haus⸗ 
garten benutztem Grund und Boden errichtet worden ſind. ade: 

Bei gänzlichem Eingang der Gebäude iſt eine Beſcheinigung der Drtss Behörde darüber vorzulegen, in 
welchem Monat‘) das betreffende Gebäude durch Brand, Ueberſchwemmung oder ſonſtige Naturereigniſſe 
vollſtändig zerſtört,“) oder in welchem Monat der gänzliche Abbruch“) des Gebäudes vollendet worden 
iſt, und für welchen Zweck die Bauſtelle verwendet wird oder verwendet werden ſoll. 

Folgen der unterlaſſenen Anmeldung. 

Bei Eigenthumsveränderungen. 8 ö 

4. Die Folgen der unterlaſſenen Anmeldung find für die Beſitzer von Gebäuden bei Eigenthumsver⸗ 
änderungen dieſelben, wie ſolche vorſtehend sub I. 8 für die Grundſteuerverwaltung angegeben find. 

’ Bei Bejtandsverinderungen und zwar: 
Bei Steuerabgängen. | 

5. Iſt die Anzeige einer Veränderung in den Fällen unterlaſſen, wodurch eine Steuerfreiheit oder 
eine Verminderung der Steuer herbeigeführt wird, ſo wird die ſeither erhobene Steuer bis für den Monat 
einſchließlich forterhoben, in welchem die zur Fortſchreibung erforderliche Anzeige erfolgt. 

Bei Steuerzugängen. N t 

Neu entſtandene Gebäude, desgleichen weſentliche Verbeſſerungen von Gebäuden, ſowie Vergrößerungen 
der zu ihnen gehörigen Hofräume oder Hausgärten find ſpäteſtens drei Monate vor dem Termine?) ame 
zumelden, mit welchem ſie zur Beſteuerung gelangen müſſen. Veränderungen in der Einrichtung oder Be⸗ 
nutzung der im § 5 Nro. 2 des Geſetzes gedachten Gebäude, wodurch dieſelben in die § 5 Nro. 1 erwähnte 
Gebäudeklaſſe übertreten, ſind binnen drei Monaten nach Ablauf des Jahres anzumelden, in welchem die 
Veränderung eingetreten iſt. f) — Wer die Anmeldung unterläßt, verfällt, wenn dadurch dem Staate Steuer 
vorenthalten iſt, in eine dem doppelten Betrage der vorenthaltenen Steuer gleichkommende Geldbuße, in 
den übrigen Fällen in eine Geldſtrafe von zehn Silbergroſchen bis fünf Thaler. 

6. Vorſtehenden Beſtimmungen fügen wir noch hinzu, daß wir mit Rückſicht auf die zur Zeit noch 
vorhandene Unbekanntſchaft eines großen Theils der Hausbeſitzer mit denjenigen Verpflichtungen, welche ihnen 
durch das Gebäudeſteuergeſetz vom 21. Mai 1861 auferlegt find, durch den Herrn Finanz-Miniſter ermächtigt 
worden ſind, den Termin, bis zu welchem alle Anmeldungen von den bei Gebäuden eingetretenen Verände— 
rungen als rechtzeitig angebracht zu behandeln find, für dieſes Jahr bis zum 800. September hinauszurücken. 

Marienwerder, den 18. Juli 1865. 
Königl. Regierung; Abtheilung für direkte Steuern, Domainev und Forſten. 


Verfügungen und Bekanntmachungen des Landraths. 

M 1. Es wird in letzterer Zeit wiederholt gegen meine Kreisblatts-Verfügung vom 14. December 
1860 (Kreisblatt Nro. 51) verſtoßen, To daß ich mich veranlaßt ſehe, dieſelbe untenſtehend zu republieiren. 
Sollte für die Folge der Jagdpachtvertrag abgeſchloſſen und eingereicht werden, ohne daß zuvor der Ent— 
wurf zur Prüfung hier vorgelegen bat, jo werde ich gegen die betreffende Gemeindebehörde unnachſichtlich 
mit der in der obigen Verfügung angedrohten Ordnungsſtrafe vorgehen. 

Ich bemerke, daß der Entwurf nur in einfacher Form hier einzureichen iſt. 

Stuhm, den 22. Auguſt 1865. | 

„Aus Veranlaſſung eines vorgekommenen Falles und in Anſchluß an meine Verfügung vom 6. Au⸗ 
guſt v. J. — Kreisblatt Nro. 32 pro 1859 — die Benutzung der Gemeindejagden betreffend, ſehe ich 
mich veranlaßt, den § 8 gedachter Verfügung dahin abzuändern: 

Sobald nach dem Beſchluſſe der Gemeindebehörde die Jagd auf dem gemeinſchaftlichen Jagdbezirke 
oder auf den aus der Gemeindeflur gebildeten mehreren Jagdbezirken (ekr. § 4 und 3 J. c.) verpachtet 
werden ſoll, hat die Gemeindebehörde, d. h. Schulze und Dorfsgeſchworene, mir bevor und ehe daß der 
Jagdpachtvertrag mit den Pächtern abgeſchloſſen wird, den Entwurf zum Vertrage zur Prüfung einzureichen. 

Sowohl dieſer Entwurf, als der ſpäter, ſobald ich gegen den Entwurf nichts zu erinnern gefunden, 
nach Abſchluß des Vertrages dreifach aufzuſtellende Jagdpachtvertrag (je ein Exemplar für Verpächter, 
Pächter und das Landrathsamt) find nach dem in der Werner'ſchen Buchdruckerei vorräthigen Formular 
(da in dieſem alle geſetzlichen Beſtimmungen vorgeſehen find) aufzuſtellen und hierher einzureichen. — Die 
Verträge ſind von der Gemeindebehörde unter Beidrückung des Ortsſiegels und dem Pächter zu vollziehen. 

Verſtöße hiergegen müßte ich an der betreffenden Gemeindebehörde unnachſichtlich mit einer Ordnungs— 
ſtrafe von 3 Thalern rügen. Stuhm, den 14. Dezember 1860. ö 


M 2. Nicht den 7., ſondern den 18. September c. wird der Steuer-Erheber Alberti zur Er 
hebung der Klaſſenſteuer in den Ortſchaften Dt. Damerau, Rothhof, Mahlau, Laaſe, Loſendorf, Schroop 
und Kalwe zur beſtimmten Stunde eintreffen, was den Ortsvorſtänden gedachter Ortſchaften hierdurch be 
kannt gemacht wird. Stuhm, den 23. Auguſt 1865. 


) Für ſolche Gebäude, welche durch Brand, Ueberſchwemmung oder ſonſtige Naturereigniſſe vollſtändig zerſtört, oder von ihtem 
Eigenthümer gänzlich abgebrochen worden ſind, wird die Gebäudeſteuer von dem erſten Tage desjenigen Monats ab abgeſetzt, 
in welchem die Zerſtörung erfolgt oder der Abbruch vollendet ift. 

) Als vollſtändig zerſtört iſt ein Gebäude anzuſehen, wenn es durch Brand x. in allen feinen Theilen uubewohnbar oder 
unnutzbar gemacht iſt. f 
0 1115 fbi Gar iſt ein Gebäude anzuſehen, wenn es dadurch in allen ſeinen Theilen unbewohnbar oder unnutz⸗ 
ar geworden iſt. 
) Neu erbaute, oder von Grund aus wieder aufgebaute Gebäude werden erſt nach Ablauf zweier Kalenderjahre ſeit dem Ka⸗ 
lenderjahre zur Gebaudeſteuer herangezogen, in welchem fie bewohnbar oder nutzbar geworden find. 

1) Steuererhöhungen in Folge von Verbeſſerungen der Gebäude treten erſt nach Ablauf zweier Fahre ſeit dem Kalenderſahre 

in Kraſt, in welehen die Verbeſſerung vollendet wakdeft iſt. e i & 


U 
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M 3. Am 9. v. Mts. hat ſich bei dem Schmiedemeiſter Stillmann zu Lich tfelde ein fremdes 
Schwein (weiße Sau) eingefunden. Der unbekannte Eigenthümer des qu. Schweines wird aufgefordert, 
daſſelbe gegen Erſtattung der Inſertions⸗ und Futterkoſten bei dem ꝛc. Stillmann in Empfang zu nehmen. 

Stuhm, den 21. Auguſt 1865. ; | h | 


Bekanntmachungen anderer Behörden. 


Mit Bezugnahme auf die Bekanntmachung des Königl. Landrathsamts vom 16. Auguſt c. den bei 
den Feldmanövers der Königl. 2. Diviſion zur Fortſchaffung der Lebensmittel ꝛc. erforderlichen Vorſpann 
betreffend, fordere ich die Ortsbehörden der in dem Kreisblatt M 33 namentlich aufgeführten Ortſchaften 
hierdurch auf, die am 5. September c. zu geſtellenden Fuhren nicht hier auf dem Marktplatze auffahren 
zu laſſen, indem der 5. September auf einen Wochenmarkttag fällt und die Fuhrwerke dort nicht aufgeſtellt 
werden können. — Die von Braunswalde, Conradswalde, Grünhagen, Oſtrow⸗Lewark und Oſtrow-Brosza 
zu geſtellenden Fuhren müſſen vor der Stadt auf der Chauſſee rechts hintereinander halten bleiben. Die 
von Kiesling zu geſtellenden 6 Fuhren müſſen ſich unten am See, dem katholiſchen und evangeliſchen Kirch— 
hofe gegenüber aufſtellen. | 

Die von Georgensdorf, Kalwe, Dorf und Vorw. Barlewig und Peterswalde zu geſtellenden Fuhren 
müſſen ſich vorläufig am Barlewitzer See vor der letzten Brücke aufſtellen, die Fuhren von Bönhof, Heinen, 
Hinterſee, Kleczewko, Montken, Neudorf, Dorf Schweingrube, Stuhmsdorf, Dorf und Vorw. Straszewo 
müſſen vor der Stadt auf der Chauſſee ſtehen-bleiben. Die von Cyguß, Czerpienten, Gurken, Hohendorf, 
Hoſpitalsdorf, Kleczewo, Kolloſomp, Sadluken, Michorowo und Mirahnen zu geſtellenden Fuhren fahren 
leich durch die Stadt und zwar die Straße der Apotheke und der katholiſchen Schule vorbei längſt dem 

arkte und dann links nach dem See, wo ſich ſolche aufſtellen müſſen. Die Fuhren von Paleſchken, Peſtlin, 
Pulkowitz und Gr. Watkowitz müſſen ſich vorläufig an der Windmühle auf Vorſchl. Stuhm aufſtellen. 

Es werden überall Perſonen ſtationirt ſein, die die erforderlichen Anweiſungen wegen Aufſtellung und 
Weiterführung der Fuhrwerke ertheilen werden. 

Die Paſſage auf der Straße am Speicher des Kaufmann Eiſenſtädt, der Poſt vorbei, den Markt 
entlang, bis aus der Stadt nach Marienwerder zu, muß ſtets frei gehalten werden, damit die beladenen 
Fuhrwerke ungehindert abfahren können. „ N | 

Ich mache die Ortsbehörden nochmals darauf aufmerkſam, daß die Fuhren alle und pünktlich geſtellt 
werden müſſen, indem jedes Regiment ſeine beſtimmte Anzahl Fuhren haben muß, weil ſonſt die Lebens— 
mittel für die Truppen nicht alle fortgeſchafft werden können und hier keine Fuhrwerke disponibel ſind, um 
in Stelle der fehlenden welche annehmen zu können. 

Es ſetzen ſich die Ortsbehörden einer großen Verantwortung aus, wenn die ausgeſchriebenen Fuhren 
nicht alle geſtellt werden, es iſt deren Sache, wenn einzelne Verpflichtete die Fuhren nicht geſtellen, gleich 
dort an Ort und Stelle für deren Rechnung andere Fuhrwerke zu beſchaffen. 

Die am 26. und 28. Auguſt c. von den Ortſchaften Braunswalde, Conradswalde, Grünhagen und 
Kiesling zu geſtellenden Fuhren können ſich gleich um 4 Uhr Morgens auf dem Marktplatze aufſtellen. 

Stuhm, den 24. Auguſt 1865. 8 
Der Civil⸗Commiſſarius für die Fuhren-Geſtellung. Hippke 


Es werden jetzt Kreis⸗Obligationen in verſchiedenen Apoints al pari hier ausgegeben. 
Stuhm, den 23. Auguſt 1865. Kreis-⸗Kommunal-Kaſſe. Brandt. 


ſtituirenden Gefängnißſtrafe erfolgen kann. 
Stuhm, den 16. Auguſt 1865. Königl. Domainen⸗Rent⸗Amtl. 


Die unverehelichte Johanna Schiemann, welche auf die Dauer von 2 Jahren unter Polizeiaufſicht 
geſtellt werden ſoll, hat ſich aus ihrem Wohnorte Rospitz entfernt und iſt ſeither nicht zu ermitteln ge⸗ 
weſen. Ein Jeder, welcher von dem gegenwärtigen Aufenthalte der ꝛc. Schiemann Kenntniß hat, wird er⸗ 


‚Sucht, davon hierher Mittheilung zu machen. ü 
i Marienwerder, den 16. Auguſt 1865. Königl. Domainen-Rent⸗ Amt. 


Der nachfolgend näher bezeichnete Arbeiter Julius Holzki, welcher durch rechtskräftiges Erkenntniß 
vom 27. Juni d. J. zu 2 Monaten Gefängniß verurtheilt iſt und dieſe Strafe ſeit dem gedachten Tage 
hier büßte, iſt am 15. d. Mts. von der Außenbeſchäftigung entwichen und ſoll auf das Schleunigſte zur 

Haft gebracht werden. ö 8 . 5 N 
Jeder, der von dem gegenwärtigen Aufenthaltsorte des Entwichenen Kenntniß hat, wird aufgefordert, 
ſolchen dem Gerichte oder der Polizei ſeines Wohnorts augenblicklich anzuzeigen, und dieſe Behörden und 
Gendarmen werden erſucht, auf den Entwichenen genau Acht zu haben und denſelben im Betretungsfalle unter 
ſicherm Geleit an die nächſte Gerichtsbehörde abzuliefern, welche erſucht wird, an dem ꝛc. Holzki die Arreſt⸗ 
ſtrafe von noch 11 Tagen Gefängniß zu vollſtrecken. | 
Marienburg, den 17. Auguſt 1865. Königl. Kreis⸗Gericht. I. Abthl. 

Signalement. Alter 19 J, Religion evangeliſch, Sprache deutſch, Geburtsort Zatkau bei Dirſchau, Aufenthaltsort Barendt, 
Größe 5“, Haare u. Augenbrauen dunkelblond, Stirn flach, Augen grau, Naſe u. Mund gew., Zähne vollſtändig, Kinn u. Ges 
ſichtsbilbung gew., Geſichtsfarbe geſund, Statur mittel. — Bekleidung: blaue Tuchmütze, blaues Oberhemde Drillichjacke, zwei 
Paar blaue Drillichhoſen, leinenes Hemde gez. G. A. M., Lederſtiefel. 


5 5 Hierzu eine Beilage. 


